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Schlussanträge der Generalanwältin in den verbundenen Rechtssachen C-29/22 P und C–44/22 P|KS und 

KD/Rat u. a. 

Generalanwältin Ćapeta: Einzelpersonen können vor den Unionsgerichten 

eine Schadensersatzklage gegen die Union erheben, die auf mutmaßliche 

Grundrechtsverletzungen durch Maßnahmen der Gemeinsamen Außen- 

und Sicherheitspolitik der Union gestützt ist 

Zwei Betroffene verloren infolge des Kosovo-Konflikts 1999 Familienangehörige. Diese Morde und Entführungen 

wurden nie aufgeklärt. 2008 setzte die Europäische Union eine zivile Mission (die Rechtsstaatlichkeitsmission der EU 

im Kosovo, im Folgenden: Eulex Kosovo) ein, die u. a. mit der Untersuchung solcher Verbrechen betraut war. 

Die Betroffenen meinen, die Verbrechen an ihren Familienangehörigen seien von Eulex Kosovo nicht 

ordnungsgemäß untersucht worden. Infolgedessen machten sie geltend, ihre Grundrechte seien verletzt. Sie haben 

beim Gericht der Europäischen Union Klage auf Ersatz der ihnen entstandenen Schäden erhoben. Das Gericht hat 

ihre Klage mit der Begründung abgewiesen, dass es für die Entscheidung nicht zuständig sei. Hiergegen legten 

sowohl die Betroffenen als auch die Europäische Kommission Rechtsmittel ein. 

Diese Rechtssache wirft ebenso wie die parallele Rechtssache C-351/22, Neves 77 Solutions, in der heute ebenfalls die 

Schlussanträge von Generalanwältin Ćapeta verlesen werden (vgl. Pressemitteilung Nr. 180/23) wichtige Fragen zu 

den durch die Verträge vorgesehenen Beschränkungen betreffend die Zuständigkeit der Unionsgerichte im Bereich 

der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) auf. 

Generalanwältin Tamara Ćapeta kommt in ihren Schlussanträgen zu dem Ergebnis, dass das Unionsrecht 

nicht die Zuständigkeit der Unionsgerichte beschränke, über eine von Einzelpersonen erhobene 

Schadensersatzklage zu entscheiden, die auf mutmaßliche Grundrechtsverletzungen durch GASP-

Maßnahmen gestützt werde. 

Eine solche Auslegung ergebe sich aus den verfassungsrechtlichen Grundsätzen der Unionsrechtsordnung, 

insbesondere aus dem Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit, der das Recht auf einen wirksamen gerichtlichen 

Rechtsschutz einschließe, und aus dem Grundsatz der Achtung der Grundrechte in allen Politikbereichen der Union. 

Die aus diesen Grundsätzen erwachsende verfassungsmäßige Rolle der Unionsgerichte dürfe nur ausnahmsweise 

beschränkt werden. In der Union dürfe die Verletzung von Grundrechten nicht Gegenstand einer politischen 

Entscheidung sein, und die Unionsgerichte müssten dafür zuständig sein, sicherzustellen, dass GASP-Beschlüsse 

nicht die durch die Grundrechte vorgegebenen „roten Linien“ überschritten. 

Daher schlägt Generalanwältin Ćapeta dem Gerichtshof vor, zu entscheiden, dass die Feststellung des 

Gerichts, es sei für die Entscheidung über die Schadensersatzklage nicht zuständig, mit einem Rechtsfehler 

behaftet ist. 



 

Direktion Kommunikation 
Referat Presse und Information curia.europa.eu 

Bleiben Sie in Verbindung! 

HINWEIS: Die Schlussanträge sind für den Gerichtshof nicht bindend. Aufgabe der Generalanwältin bzw. des 

Generalanwalts ist es, dem Gerichtshof in völliger Unabhängigkeit einen Entscheidungsvorschlag für die betreffende 

Rechtssache zu unterbreiten. Die Richterinnen und Richter des Gerichtshofs treten nunmehr in die Beratung ein. 

Das Urteil wird zu einem späteren Zeitpunkt verkündet. 

HINWEIS: Gegen ein Urteil oder einen Beschluss des Gerichts kann beim Gerichtshof ein auf Rechtsfragen 

beschränktes Rechtsmittel eingelegt werden. Das Rechtsmittel hat grundsätzlich keine aufschiebende Wirkung. Ist 

das Rechtsmittel zulässig und begründet, hebt der Gerichtshof die Entscheidung des Gerichts auf. Ist die 

Rechtssache zur Entscheidung reif, kann der Gerichtshof den Rechtsstreit selbst entscheiden. Andernfalls verweist 

er die Rechtssache an das Gericht zurück, das an seine Entscheidung über das Rechtsmittel gebunden ist. 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nicht amtliches Dokument, das den Gerichtshof nicht bindet. 

Der Volltext der Schlussanträge wird am Tag der Verlesung auf der Curia-Website veröffentlicht. 

Pressekontakt: Marguerite Saché ✆ +352 4303-3255 
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